
Liebe Freunde,  

liebe Leserinnen  

und Leser, 

in dieser Woche habe ich 

im Plenum anlässlich ei-

ner Aktuellen Stunde zum 

weiteren Schicksal der 

Stasi-Unterlagen-Behörde 

gesprochen. Dabei habe 

ich deutlich gemacht, dass 

unser gesellschaftliches 

Zusammenleben nur funk-

tionieren kann, wenn wir 

bereit sind zu akzeptieren, 

dass Menschen keine Ob-

jekte sind, die ein Staat 

nach seinen Kriterien in 

„nützlich“ und „schädlich“ 

einteilen kann. Die gesam-

te Rede finden Sie auf der 

nächsten Seite. 

Am Freitag hat die Bun-

desregierung ihren Bericht 

zum Stand der Deutschen 

Einheit präsentiert. Es gibt 

sie inzwischen, die seiner-

zeit von Bundeskanzler 

Helmut Kohl versproche-

nen blühenden Landschaf-

ten. Was die Infrastruktur 

anbelangt, so hat der Os-

ten gewaltig abgeholt und 

stellt so manche Gemein-

de im Westen in den 

Schatten. Es ist darum 

richtig, dass der Solidar-

pakt II für den Aufbau Ost 

zum Jahresende ausläuft 

und dass der Soli zum 

größten Teil abgeschafft 

wird. Es ist höchste Zeit 

gesamtdeutsch zu denken 

und Fördermittel dorthin 

zu lenken, wo sie ge-

braucht werden, ob das im 

Osten, Westen, Norden 

oder Süden ist. Aber so 

lange es im Osten immer 

noch viele Menschen gibt, 

die sich – ob zu Recht oder 

Unrecht – als Bürger zweiter 

Klasse fühlen, müssen wir 

dieser Region unsere be-

sondere Aufmerksamkeit 

widmen.  

Wir „Ostler“ haben keinen 

Grund zur Verunsicherung. 

Mit erheblicher finanzieller 

Unterstützung aus West-

deutschland haben wir 

selbst einen Transformati-

onsprozess gestaltet, auch 

erlitten, der in der Welt sei-

nesgleichen sucht. 

Eine anregende Lektüre 

wünsche ich Ihnen. 

Herzlichst Ihr 
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Delegation aus Kambodscha  

mahnt, Freiheit und Demo-

kratie zuzulassen, damit 

das Land sich auch wirt-

schaftlich zum Wohle der 

Am 25. September 2019 

war eine hochrangige Re-

gierungsdelegation aus 

Kambodscha unter Lei-

tung des Vizepremiermi-

nisters Sar Kheng auf Ein-

ladung der Gesellschaft 

für Internationale Zusam-

menarbeit (GIZ) zu Besuch 

im Deutschen Bundestag. 

Bei dieser Begegnung ha-

ben wir Abgeordnete die 

Menschenrechtsverletzun-

gen in dem Land ohne 

Rücksichtnahme offen 

angesprochen und ge-

Menschen entwickeln kann. 

Einen solchen Prozess wol-

len wir mit unserer Entwick-

lungshilfe unterstützen. 
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Anlässlich der von der AfD 

beantragten Aktuellen Stunde 

zum Thema Erhalt der Stasi-

Unterlagen-Behörde habe ich 

am Donnerstag (26.8.2019) 

folgende Rede gehalten:  

 

Herr Präsident! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Be-

sucher! Ich glaube, die ver-

gangene Debatte hat hinrei-

chend klargemacht, dass es 

weiter Archive geben wird für 

die Akten, dass es weiter eine 

Akteneinsicht gibt, dass es 

weiter Beratung gibt und dass 

kein Mensch in unserem Land 

daran zu zweifeln braucht.  

Wenn wir diese Akten sicher, 

ordnungsgemäß und fachlich 

richtig aufbewahren, dann ist 

das der Tatsache geschuldet, 

dass wir sie weiterhin brau-

chen. Diese Akten sind ein 

Lehrstück in Sachen Demo-

kratie. Ich sage Ihnen: Wenn 

wir das, was damals gesche-

hen ist, leichtfertig vergessen, 

dann werden wir immer die 

Demokratie gefährden. Schon 

allein deshalb brauchen wir 

die Akten. 

Ich habe Ihnen die Dienstan-

weisung von Erich Mielke mit-

gebracht, Richtlinie 1/76; ich 

darf zitieren, Herr Präsident. 

Die Führungsoffiziere haben, 

getragen von einer SED-

Funktionärskaste, dies alles 

mitbestimmt, auf den Weg 

gebracht, sie standen aber 

nie im Fokus der öffentlichen 

Auseinandersetzung; in der 

standen immer die IM. Und 

wie die IM gewonnen wurden, 

will ich hier zitieren:  

- systematische Diskreditie-

rung des öffentlichen Rufes, 

des Ansehens und des Presti-

ges auf der Grundlage mitei-

nander verbundener wahrer, 

überprüfbarer und diskreditie-

render sowie unwahrer, glaub-

hafter, nicht widerlegbarer An-

gaben, 

- systematische Organisierung 

beruflicher und gesellschaftli-

cher Misserfolge, um das 

Selbstvertrauen der Menschen 

zu untergraben, 

- zielstrebige Untergrabung 

von Überzeugungen im Zusam-

menhang mit bestimmten Ide-

alen, Vorbildern usw., 

- Erzeugen von Misstrauen und 

gegenseitigen Verdächtigun-

gen innerhalb von Gruppen, 

Gruppierungen und Organisati-

onen; 

- Beschäftigung von Gruppen, 

Gruppierungen und Organisati-

onen mitinternen Problemen,  

damit sie sich nicht um gesell-

schaftliche Fragen kümmern, 

- örtliches und zeitliches Unter-

binden bzw. Einschränken der 

gegenseitigen Beziehungen 

der Mitglieder, gegebenenfalls 

durch Arbeitsplatzbindung o-

der Versetzung an einen ent-

fernten Arbeitsplatz 

- die Verwendung anonymer 

oder pseudonymer Briefe, Te-

legramme, Telefonanrufe,  

kompromittierender Fotos, von 

stattgefundenen oder vorge-

täuschten Begegnungen; 

- die gezielte Verbreitung von 

Gerüchten über bestimmte 

Personen einer Gruppe, Grup-

pierung oder Organisation; 

- gezielte Indiskretionen Vor-

täuschen einer Dekonspiration 

von Abwehrmaßnahmen, 

All diese Dinge - ich könnte 

hier noch ein bisschen zitieren 

- waren die Arbeitsanweisung 

von Erich Mielke, der sagte, 

dass er sein ganzes Volk ge-

liebt hat. Zu diesen Repressa-

lien, diesen, so möchte ich 

sagen, teuflischen Methoden, 

habe auch ich Akten gelesen. 

Dreimal war ich in so einer 

Kommission. Am Schluss 

konnte ich nicht mehr sagen, 

wie viel Schuld der einzelne 

IM an seinem Verhalten tat-

sächlich hatte. Wir hatten 30 

Jahre Zeit, individuell wie ge-

sellschaftlich wie wissen-

schaftlich, diese Akten zu 

prüfen und eigene Überzeu-

gungen zu gewinnen. Wir 

sind damit noch lange nicht 

fertig. Menschen wollen sel-

ber auf die Suche gehen, und 

sie müssen das, um ihrer 

Identität willen. Sie wollen 

verstehen und vielleicht wis-

sen: Wie bin ich in diese La-

ge geraten? Als Opfer oder 

als Täter? - Das war manch-

mal sehr schillernd. Es gibt 

von identischen Personen 

Täterakten und Opferakten. 

Das alleine macht deutlich, 

wie verquickt dieses System 

war.  

Meine Bitte, meine Aufforde-

rung geht dahin, dass Sie 

miteinander verstehen, dass 

das alles nur möglich war, 

weil dieses ideologische Sys-

tem auf einem Menschenbild 

basierte, das nicht unser 

Menschenbild ist. Der 

Mensch war ein Objekt, er 

war kein Subjekt, er wurde 

eingeteilt danach - das habe 

ich erlebt in meiner eigenen 

Geschichte -, ob er nützlich 

für die Gesellschaft war oder 

ob er schädlich für die Ge-

sellschaft war. Wenn er nütz-

lich war, wurde er befördert, 

und wenn er schädlich war, 

wurde er in seiner Entwick-

lung behindert oder elimi-

niert. Das war die Philoso-

phie. Wenn wir die Wurzeln 

eines solchen Denkens nicht 

verstehen, dann sind wir im-
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de kann bei diesem Thema 

nicht alles besser machen. 

Wenn wir es besser machen 

wollen, dann müssen wir Vor-

bild sein, und zwar, indem wir 

genau das, was die Stasi ge-

macht hat, in unserer politi-

schen Praxis, in unserer 

menschlichen Praxis nicht ver-

suchen.  

Das heißt, wer auch immer 

Menschen verängstigt, mani-

puliert, falsch oder fehlerhaft 

informiert, wer sie agitiert, der 

macht sich am Menschen und 

macht sich an der Demokratie 

schuldig.  

Wir müssen uns bemühen, 

dass wir aufrecht, wahrhaf-

tig und ohne Menschen zu 

verängstigen miteinander in 

eine Zukunft gehen, die 

schwer genug zu gestalten 

sein wird. Aber wir haben 

eine historische Erfahrung - 

dafür brauchen wir die Ak-

ten -, und dafür haben wir 

ein gutes Miteinander zu 

pflegen. 

 

 

mer in Gefahr, dem Nützlich-

keitsprinzip und -denken zu 

folgen, dann laufen wir Ge-

fahr, nicht eine wehrhafte 

und demokratische Gesin-

nung zu entwickeln, die auf 

unserem Grundgesetz be-

ruht. Das ist ein wunderba-

res Gesetz. 

Wenn wir uns daran orientie-

ren und halten, dann wer-

den wir den richtigen Weg 

gehen.  

Ich denke - das sage ich 

Ihnen, liebe Kollegen von 

der AfD -, eine Aktuelle Stun-

Fahrradfahren ohne etwas 

zu sehen? Das ist kaum vor-

stellbar und doch ist es ge-

schehen. Letzte Woche 

Dienstag (17.9.2019) nahm 

eine Gruppe junger Men-

schen aus der Ukraine, Po-

len und Deutschland an ei-

nem Gespräch mit meinem 

A b g e o r d n e t e n k o l l e g e n 

Thomas Nord und mir teil, 

die genau dieses scheinbar 

Unmögliche vollbracht hat. 

Ein Teil der Gruppe war blind 

oder stark sehbehindert. Sie 

im westukrainischen Ivano-

Frankivsk auf ihre dreiwöchi-

ge Tour gestartet.  

bildeten jeweils den hinteren 

Teil eines Tandems. Immer zu 

zweit waren die Jugendlichen 

Fahrradtour für Blinde und Sehende  

Störfaktor Bürokratie bei den Engagierten 

Vergangen Mittwoch führten 

wir zum Thema Bürokratie-

abbau ein Fachgespräch im 

Unterausschuss Bürger-

schaftliches Engagement. 

Die geladenen Gäste 

(Geschäftsführer von Stiftun-

gen und Vereinen) beklag-

ten, dass Bürokratie ein gro-

ßer Zeitfresser in der Arbeit 

der Engagierten darstellt. 

Allein 32 von 60 Minuten 

verbringt ein geschäftsfüh-

render Ehrenamtler mit Bü-

rokratie, wo doch die freiwil-

lige Zeit eigentlich in die in-

haltliche Arbeit investiert wer-

den sollte, nämlich da, wo sie 

am dringendsten gebraucht 

wird.  

Allein die Einführung der neu-

en Datenschutzgrundverord-

nung (DSGVO) und die deutli-

che Veränderung der Praxis 

führt viele Engagierte in die 

Rechtsunsicherheit, weil sie 

nicht genau wissen, was er-

laubt ist und was nicht. Diese 

„rechtliche Grauzone“ schürt 

Angst vor eventuellen Straf-

zahlungen. Je mehr es diese 

„Grauzonen“ gibt, desto weni-

ger werden sich Freiwillige 

engagieren, denn Niemand 

möchte in irgendeiner Wei-

se gerichtlich belangt wer-

den. Heute schon suchen 

viele Vereine händeringend 

Vorstandspersonal. Also, 

hier gibt es noch großen 

Nachbesserungsbedarf und 

ich werde mich entschie-

den für eine Entbürokrati-

sierung und Erleichterun-

gen einsetzen um die För-

derung des bürgerschaftli-

chen Engagements weitrei-

chend umzusetzen.    
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Am 19. September 2019 

hat mich die Diakonie 

Ber l in -B randenburg -

schlesische Oberlausitz 

zur Besichtigung einer 

Tagesgruppe für Erzie-

hungshilfe nach Wriezen 

eingeladen. Wir disku-

tierten über gestrichene 

Haushaltsmittel für die 

Freiwilligendienste. Ge-

sellschaftlicher Zusam-

menhalt und Leistungs-

fähigkeit sind enorm 

abhängig von motivier-

ten und gemeinschafts-

fähigen Menschen. 

Deshalb brauchen Kin-

der und Jugendliche 

bedarfsgerechte und 

wirksame Unterstüt-

zung, wenn dieses Zu-

hause fehlt. Wir können 

die Leistungen solcher 

Jugendhilfeträger für 

unser gutes Zusam-

menleben nicht hoch 

genug schätzen. Freiwil-

lige, ob jung oder alt, 

sind wirksame Helfer. 

Aber auch ihnen wird in 

ihrer Entwicklung gehol-

fen. Finanzielle Kürzun-

gen beim Bundesfrei-

willigendienst und beim 

Freiwilligen Sozialen 

Diskussion um Kürzungen bei den Freiwilligendiensten 

Am Mittwochabend 

(25.9.2019) wollten 

zwei palästinensische 

Hass-Rapper, die für 

israelfeindliche  und 

antisemitische Parolen 

bekannt sind, vor dem 

Brandenburger Tor auf-

treten. Dieser umstritte-

ne Auftritt wurde erst 

kurz vor Beginn durch 

die Berliner Innenver-

waltung verboten. Zu 

diesem Zeitpunkt hatte 

meine bereits am Mit-

tag veröffentlichte Pres-

semitteilung Eingang in 

zahlreiche Medienbei-

träge gefunden. Hier 

meine Pressemitteilung 

im Wortlaut:    

 

„Forderungen nach 

Auslöschung einer gan-

zen Stadt oder Aussa-

gen, man müsse Juden 

„zertreten“, was an nati-

o n a l s o z i a l i s t i s c h e 

Sprachexzesse erinnert, 

dürfen nicht länger un-

ter dem Deckmäntel-

chen Meinungsfreiheit 

oder künstlerische Frei-

heit toleriert werden. 

Der Auftritt der palästi-

nens ischen  Hass -

Rapper Shadi Al-Bourini 

und Shadi Al-Najjar reiht 

sich ein in die antisemi-

tischen und homopho-

ben Pro-teste am soge-

nannten Al-Quds-Tag, an 

Menschen die Zerstö-

rung des Staates Israel 

propagieren. Beide Ver-

anstaltungen haben in 

einer Stadt wie Berlin, 

die mehr als viele ande-

re für die Freiheit des 

Denkens und die Tole-

ranz gegenüber An-

dersdenkenden steht, 

nichts zu suchen. Sie 

gehören verboten – 

das gilt insbesondere 

für Aktionen am Bran-

denburger Tor, das 

zum Symbol der Frei-

heit geworden ist. Ein 

Verbot gründet sich 

nicht nur in unserer 

besonderen Verantwor-

tung für Israel, sondern 

auch darin, dass jegli-

cher Aufruf zu einem 

Völkermord einen An-

griff auf unsere freiheit-

liche Grundordnung 

darstellt und in letzter 

Konsequenz zur Auslö-

schung aller Völker füh-

ren würde.“ 

Keine Hass-Rapper am Brandenburger Tor  


